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Landesar bei ts g er ich t Nfecnrrs a cffsEfrf _____ :::.� 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

Verkündet am: 29.09.2021 

 Genchtsangestellte 
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

2 Sa 332/21 

6 Ca 328/20 ArbG Braunschweig 

In dem Rechtsstreit 

 

- Kläger und Berufungsbeklagter -

Prozessbevollmächtigte: 

DGB Rechtsschutz GmbH - Büro Braunschweig -, Wilhelmstraße 5, 38100 Braunschweig 

gegen 

- Beklagte und Berufungsklägerin -

Prozessbevollmächtigte: 

Rechtsanwälte 

hat die 2. Kammer des Landesarbeitsgerichts Niedersachsen auf die mündliche Verhandlung 

vom 29. September 2021 durch den Vorsitzenden Richter am Landesarbeitsgericht ... sowie 

den ehrenamtlichen Richter Herrn ... und den ehrenamtlichen Richter Herrn ... als Bei­sitzer 

für Recht erkannt: 

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Arbeitsgerichts Braunschweig 

vom 18. März 2021 - 6 Ca 328/20 - wird auf ihre Kosten zurückgewiesen. 

Die Revision wird nicht zugelassen. 

Der Streitwert für das Berufungsverfahren wird auf 4.264,08 Euro festgesetzt. 
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Die Anschrift des Bundesarbeitsgerichts lautet: 

Hugo-Preuß-Platz 1, 99084 Erfurt. 

Telefax-Nr.: (0361) 26 36- 20 00 

Auf die Möglichkeit der Einreichung elektronischer Dokumente beim Bundesarbeitsgericht nach 
§ 46 c ArbGG i. V. m. den besonderen Voraussetzungen nach der gemäß§ 46 c ArbGG erlas­
senen Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr in der jeweils geltenden Fassung
wird hingewiesen. Ab 1.1.2018 genügt bei Verwendung eines sicheren Übermittlungsweges
i.S.d. § 46c Abs. 4 ArbGG durch die verantwortende Person eine einfache Signatur.

Die Beschwerde ist innerhalb einer Notfrist von zwei Monaten nach Zustellung des Urteils zu 
begründen. In der Beschwerdebegründung müssen die Voraussetzungen der obigen Nr. 2 dar­
gelegt oder die Entscheidung bezeichnet werden, von der das Urteil abweicht. 

Vor dem Bundesarbeitsgericht müssen sich die Parteien durch Prozessbevollmächtigte vertre­
ten lassen. Als Bevollmächtigte sind außer Rechtsanwälten nur die in § 11 Absatz 2 Satz 2 Nr. 4 
und 5 ArbGG bezeichneten Organisationen zugelassen. Diese müssen in Verfahren vor dem 
Bundesarbeitsgericht durch Personen mit Befähigung zum Richteramt handeln. 

Die Beschwerdeschrift, die Beschwerdebegründungsschrift und die sonstigen wechselseitigen 
Schriftsätze, die in Papierform im Beschwerdeverfahren eingereicht werden, sollen 7-fach - für 
jeden weiteren Beteiligten ein Exemplar mehr - bei dem Bundesarbeitsgericht eingereicht wer­
den. 

, 22.11.2021 
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